
Allgemeine Geschäftsbedingungen Oberton Veranstaltungstechnik Marvin Henrich 
 

01. Gegenstand der AGB 
a.) Die nachfolgenden Geschäftsbedingungen umfassen 
die Vermietung von Sachen, insbesondere von Geräten 
und Anlagen zur Musikwiedergabe und zur Beleuchtung, 
des Vermieters. 
b.) Nicht berührt von dem zugrunde liegenden Mietvertrag 
und diesen Geschäftsbedingungen sind der etwaige 
Transport und Auf- oder Abbau von Sachen, die nicht 
Gegenstand des Mietvertrages sind. Sofern der Vermieter 
derartige Sachen transportiert oder auf- oder abbaut, 
handelt es sich um Kulanzarbeiten, für deren Ausführung 
der Vermieter grundsätzlich keine Haftung übernimmt. 
c.) Die nachstehenden Bedingungen gelten ausschließlich. 
Von diesen Bedingungen abweichende AGB´s des Mieters 
haben keinerlei Gültigkeit. 

02. Allgemeines 
a.) Vermietung und Lieferung erfolgen nur zu den 
nachstehenden Bedingungen. Abweichungen und 
Nebenabreden bedürfen der ausdrücklichen schriftlichen 
Bestätigung des Vermieters. Aus einem stillschweigenden 
Verzicht des Vermieters auf die Beachtung der Schriftform 
bei abweichenden Regelungen und Nebenabreden in der 
Vergangenheit kann kein Verzicht auf die Einhaltung der 
hierdurch berührten Bestimmungen der vorliegenden 
Bedingungen hergeleitet werden. 
b.) Etwaigen Mietbedingungen des Mieters wird hiermit 
widersprochen. Sie verpflichten den Vermieter auch dann 
nicht, wenn sie bei Vertragsschluss nicht noch einmal 
ausdrücklich zurückgewiesen werden. 
c.) Die  Unwirksamkeit  oder  Änderung  einzelner 
Bedingungen berührt nicht die Gültigkeit der übrigen. 
d.) Bei Nichteinhaltung der Bedingungen, insbesondere bei 
Zahlungsverzug des Mieters, ist der Vermieter berechtigt, 
die Ausführung vorliegender Aufträge bis zur Erfüllung der 
Bedingungen ganz oder teilweise auszusetzen oder von 
nicht erfüllten Verträgen zurückzutreten. 
e.) Firmenzeichen und Kennnummern des Herstellers oder 
Vermieters, Normenschilder, Kalibrierlabel und sonstige 
Bezeichnungen sind unverändert auf dem Gerät zu 
belassen, jede Veränderung am Mietgegenstand ist 
unzulässig. 
f.) Verpackungen, Bedienungsanleitungen und Zubehör 
sind Teil des Mietgegenstandes und Eigentum des 
Vermieters. Alle Teile sind pfleglich zu behandeln und 
komplett zurückzugeben. 

03. Angebote und Preise 
a.) Eine Bestellung gilt dann als angenommen, wenn sie 
vom Vermieter schriftlich bestätigt oder die Ware übergeben 
ist. Ebenso bedürfen Ergänzungen und Abänderungen zu 
ihrer Rechtswirksamkeit der schriftlichen Bestätigung des 
Vermieters. Die Angebote des Vermieters erfolgen 
freibleibend. 
b.) Abbildungen, Maße und Gewicht in den Prospekten des 
Vermieters sind nur angenähert maßgebend. Eine Gewähr 
für ihre Einhaltung wird nicht übernommen. 
c.) Gebühren und sonstige Kosten, die mit der Erfüllung 
behördlicher Auflagen zusammenhängen, gehen zu Lasten 
des Mieters. 
d.) Alle Preise verstehen sich zuzüglich der gesetzlichen 
Mehrwertsteuer. 

04. Erfüllung 
a.) Der Vermieter erfüllt den Mietvertrag durch 
Bereitstellung der Ware in seinem Geschäftslokal, auch 
wenn er die Ware an einen anderen Ort verbringt. Der 
Gefahrübergang auf den Mieter findet mit Aussonderung der 
Ware durch den Vermieter statt. 
b.) Wenn dem Vermieter die Beschaffung eines bestimmten 
Gerätes nicht möglich ist, kann er den Vertrag dadurch 
erfüllen, dass er ein gleichwertiges Gerät bereitstellt. 

 
05. Zahlungsbedingungen 

a.) Die Rechnungsstellung wird spätestens bei 
Bereitstellung vorgenommen. Der Vermieter ist berechtigt, 
Vorkasse oder Hinterlegung einer Sicherheit zu verlangen. 
Die Rechnungen sind porto- und spesenfrei und in 
Obertshausen zahlbar. Die Zahlung hat ungeachtet des 
Rechts der Mängelrüge zu erfolgen. Aufrechnung und 
Zurückhaltung wegen irgendwelcher Gegenansprüche des 
Mieters sind ausgeschlossen. 
b.) Schecks werden vom Vermieter nur zahlungshalber 
angenommen. Zahlungsanweisungen und Schecks gelten 
erst am Tage des Eintritts der unwiderruflichen Gutschrift als 
Zahlung. Bankspesen trägt der Mieter. 
c.) Bei nicht termingerechter Zahlung des Mieters ist der 
Vermieter berechtigt, Verzugszinsen in Höhe von 3% über 
dem Diskontsatz der Deutschen Bundesbank, jedoch 
mindestens 9% p.a. pro angefangenem Monat, in Ansatz zu 
bringen. 
d.) Nichteinhaltung der Zahlungsbedingungen, Verzug oder 
Umstände, welche die Kreditwürdigkeit zu mindern 
geeignet sind, haben die sofortige Fälligkeit aller 
Forderungen des Vermieters zur Folge. Sie berechtigen den 
Vermieter, noch ausstehende Lieferungen nur gegen 
Vorauszahlung auszuführen, nach angemessener Nachfrist 
vom Vertrage zurückzutreten oder Schadensersatz wegen 
Nichterfüllung zu verlangen, ferner dem Mieter jede 
Weiterveräußerung der unter Eigentumsvorbehalt 
gelieferten Ware zu untersagen und die einzelnen 
Gegenstände wieder in Besitz zu nehmen. Die durch die 
Rücknahme entstehenden Kosten gehen zu Lasten des 
Mieters. In der Rücknahme liegt nur dann ein Rücktritt vom 
Vertrag, wenn der Vermieter dies ausdrücklich schriftlich 
erklärt. Die Auslieferung der ohne schriftliche 
Rücktrittserklärung zurückgenommenen Ware kann der 
Mieter erst nach restloser Bezahlung des Mietpreises und 
aller Kosten erlangen. 

06. Wartung 
a.) Der Mieter beauftragt mit Abschluss dieses Mietvertrages 
den Vermieter ausschließlich, den Mietgegenstand soweit 
notwendig zu warten. 
b.) Die Wartung umfasst nur solche Arbeiten, die als 
Reparaturen anzusehen sind oder unmittelbar der 
Vermeidung einer Funktionsstörung dienen. Die Regelung für 
andere Werkarbeiten (vgl. unten 10. b. dieser AGB) bleibt 
demnach unberührt. Die Wartungsarbeiten werden nicht 
gesondert berechnet, es sei denn, dass sie durch 
unsachgemäße Behandlung der Mietsache oder aufgrund von 
Eingriffen von Personen notwendig werden, die vom Vermieter 
nicht beauftragt worden sind. 

07. Unterrichtungspflichten 
a.) Der Mieter ist verpflichtet, dem Vermieter unverzüglich 
Störungen der Mietsache mitzuteilen. Bei Verletzung dieser 
Pflicht kann der Mieter Schadensansprüche bis zur Höhe des 
Wiederbeschaffungswertes gegenüber dem Mieter geltend 
machen. 
b.) Der Mieter unterrichtet den Vermieter unverzüglich über 
etwaige Änderungen, die im Zusammenhang mit der 
Mietsache stehen. 
Dies gilt insbesondere 

1. bei Beschlagnahme, Pfändung oder ähnlichen 
Maßnahmen Dritter, 
2. bei Änderungen der Betriebsverhältnisse für die 
Mietsache, die eine Schädigung oder Gefährdung der 
Mietsache begründen oder erhöhen, 
3. bei Konkurs- und Vergleichsanträgen über das Vermögen 
des Mieters sowie im Falle der Liquidation des 
Geschäftsbetriebes des Mieters. 

08. Untervermietung 
Eine Untervermietung ist dem Mieter nicht gestattet. 

09. Gewährleistung und Haftung des Mieters 
a.) Der Mieter erklärt mit Empfang der Mietsache die 
Mängelfreiheit derselben. Der Empfang der Mietsache findet 
statt, wenn der Mieter die tatsächliche Verfügungsgewalt über 
die Mietsache erlangt. Die Erklärung des Mieters begründet die 
Vermutung, dass ein später auftretender Mangel vom 
Vermieter nicht zu vertreten ist. Dem Mieter obliegt die 
Beweislast dafür, dass der Mangel schon vor dem Empfang der 
Mietsache bestand. 
b.) Sollte ein derartiger Nachweis erfolgen, treffen den 
Vermieter die gesetzlichen Gewährleistungspflichten. 
c.) Der Gewährleistungsanspruch gegen den Vermieter 
entfällt, wenn 

1. er nicht innerhalb von acht Tagen nach Feststellung des 
Mangels beim Vermieter schriftlich geltend gemacht wird, 
oder 
2. der Mieter die ihm obliegenden Vertragsverpflichtungen 
nicht erfüllt, insbesondere seinen Zahlungspflichten nicht 
rechtzeitig nachkommt, oder 
3. die Mietsache von Dritten oder durch den Einbau von 
Teilen fremder Herkunft verändert worden ist und der 
Schaden in ursächlichem Zusammenhang mit der 
Veränderung steht, oder 
4. der Mieter die Vorschriften über die Behandlung der 
Mietsache nicht befolgt, oder 
5. Verschleiß oder Beschädigung auf fahrlässige oder 
unsachgemäße Behandlung zurückzuführen ist, oder 
6. der Mieter dem Vermieter nicht die angemessene Zeit und 
Gelegenheit zur Vornahme aller dem Vermieter notwendig 
erscheinenden Ausbesserungen und Ersatzlieferungen 
gewährt. 

d.) Eine über die vorstehende Gewährleistung hinausgehende 
Haftung des Vermieters wird, insbesondere auch für 
Mangelfolgeschäden aller Art, nicht übernommen. 
e.) Im Falle verspäteter Lieferung oder Bereitstellung der 
Mietsache durch den Vermieter kann der Mieter nur 
Schadensersatz für die Ersatzbeschaffung verlangen, nicht 
dagegen für entgangenen Gewinn. 

10. Werkarbeiten des Vermieters 
a.) Wenn Werkarbeiten, z.B. im Rahmen des Aufbaus einer 
Anlage oder von einzelnen Geräten, erfolgen, gelten die 
Bestimmungen dieses Absatzes: 
b.) Sofern derartige Werkarbeiten kostenlos durch den 
Vermieter erfolgen, handelt es sich um Kulanzarbeiten, für 
deren Ausführung der Vermieter grundsätzlich keine Haftung 
übernimmt. Sofern derartige Werkarbeiten gesondert 
berechnet werden, haftet der Vermieter nur für grobe 
Fahrlässigkeit. Die Haftung des Vermieters beschränkt sich der 
Höhe nach auf die Deckungssumme der betrieblichen 
Haftpflichtversicherung. 
c.) Der Mieter und Besteller des Werkes hat auf seine Kosten 
alles seinerseits Erforderliche zu tun, damit die Arbeiten 
rechtzeitig begonnen und ohne Störung durchgeführt werden 
können. Vor Beginn der Arbeiten hat er dem Vermieter und 
Werkunternehmer die nötigen Angaben über die Lage verdeckt 
geführter Strom-, Gas-, Wasser- und ähnlicher Anlagen zu 
machen. Insbesondere hat er dem Vermieter die zu 
beachtenden Unfallverhütungsvorschriften bekannt zu geben. 
d.) Die Gewährleistung für die Werkarbeiten beginnt mit der 
Ingebrauchnahme (Übernahme in den Betrieb des Mieters). 
Verzögert sich durch Umstände, die der Vermieter nicht zu 
vertreten hat, die Übernahme in den Betrieb des Mieters um 
mehr als 14 Tage, so verkürzt sich die Gewährleistungsfrist um 
die Dauer der Verzögerung. Etwaige 
Gewährleistungsansprüche gegen den Vermieter für 
ausgeführte Werkarbeiten verjähren in sechs Monaten. 
e.) Für fehlerhafte Arbeiten von beigestelltem Personal haftet 
der Vermieter nicht, sofern nicht nachgewiesen wird, dass er 
fehlerhafte Anweisungen gegeben oder seine Aufsichtspflicht 
verletzt hat. 
 

11. Unmöglichkeit, Vertragsanpassung 
a.) Wird dem Vermieter die ihm obliegende Leistung 
unmöglich, so gelten die allgemeinen Rechtsgrundsätze mit 
der folgenden Maßgabe: Ist die Unmöglichkeit auf Verschulden 
des Vermieters zurückzuführen, so ist der Mieter berechtigt, 
Schadensersatz zu verlangen, jedoch beschränkt sich der 
Schadensersatzanspruch auf 10% des Wertes desjenigen 
Teiles der Vermietung oder der Leistung, der wegen der 
Unmöglichkeit nicht in zweckdienlichen Betrieb genommen 
werden kann. 
b.) Sofern vorhergesehene Ereignisse, die außerhalb des 
Willens des Vermieters liegen (höhere Gewalt), die 
wirtschaftliche Bedeutung oder den Inhalt der Leistung 
erheblich verändern oder auf den Betrieb des Vermieters 
erheblich einwirken, wird der Vertrag angemessen angepasst. 
Soweit dies wirtschaftlich nicht vertretbar ist, kann der 
Vermieter vom Vertrag zurücktreten. 

 
12. Open Air Konzerte 

Wird zwischen den Parteien für ein Open Air Konzert 
vereinbart, dass der Vermieter die Funktion der Mietsachen 
überwacht, hat der Vermieter insbesondere folgende Rechte: 
a.) Der Vermieter kann die Anlage abschalten oder auch ggf. 
abbauen, wenn durch das Wetter eine Gefahr für die Anlage 
oder für die körperliche Unversehrtheit von anwesenden 
Menschen besteht. 
b.) Der Vermieter kann die Anlage abschalten oder abbauen, 
wenn Krawalle oder Aufruhr die Anlage gefährden. Wird gem. 
den vorstehenden Voraussetzungen die Anlage abgeschaltet 
oder abgebaut, ist der Mieter nicht berechtigt, daraus 
Schadensersatzansprüche irgendwelcher Art gegen der 
Vermieter herzuleiten. 

 
13. Haftung des Mieters 

a.) Der Mieter haftet für Verlust und Beschädigung der 
Mietsache. 
Der Mieter hat das Gerät in technisch einwandfreiem Zustand 
zu erhalten und fachgerecht zu benutzen. Bei Verlust oder 
Beschädigung des Gerätes, abgesehen von normalem 
Verschleiß, hat er dem Vermieter den entstandenen Schaden 
zum Neuwert zu ersetzen. Beschädigungen, fehlende Teile 
oder Verschmutzungen werden dem Mieter auf seine Kosten 
nach Aufwand oder Stückpreis von dem Vermieter in 
Rechnung gestellt, wobei der Vermieter die entsprechenden 
Beschädigungen oder den Ersatz der fehlenden Teile in 
ortsüblichen und handelsüblichen Preisen berechnet oder 
durch eine Dritt-Firma die entsprechenden Beschädigungen, 
Verschmutzungen oder fehlenden Teile beheben oder 
ersetzen lassen kann. 
Für nicht aufgewickelte oder verschmutzte Kabel können 
pro Stück € 3,-- zusätzlich bei Rückgabe in Rechnung gestellt 
werden und der Mieter verpflichtet sich, auch diese Preise 
unverzüglich nach Rechnungsstellung an den Vermieter zu 
zahlen. Für Schäden der Mietsachen in Folge von Stromausfall 
oder Stromunterbrechnungen oder -schwankungen hat der Mieter 
einzustehen; dies gilt unabhängig von seinem Verschulden.  
b.) Der Mieter ist verpflichtet, alle üblichen Versicherungen für 
die Mietsache abzuschließen. Den beinhaltet das verbundene 
allgemeine Risiko mit der jeweiligen Mietsache 
ordnungsgemäß und ausreichend zu versichern. (Verlust, 
Diebstahl, Beschädigung, Haftpflicht, usw.) Der Abschluss ist 
dem Vermieter auf Verlangen nachzuweisen. 
c.) Der Vermieter versichert, dass er den Gebrauch der 
Geräte und die Bedienung derselben fachkundig vornehmen 
kann und wird oder von entsprechenden Fachkräften die 
Geräte fachkundig bedienen lässt. Auf Wunsch ist der 
Vermieter bereit, gegen gesonderte zu vereinbarende 
Vergütung, die Bedienung der Geräte vorzunehmen oder von 
eigenen Fachkräften vornehmen zu lassen. Der Mieter ist für 
jeden Schaden, der durch Nichtbeachten dieser Verpflichtung 
entsteht haftbar. Der Vermieter ist berechtigt, den 
Mietgegenstand jederzeit am Einsatzort zu überprüfen oder 
überprüfen zu lassen. Wird Material ohne Personal angemietet, 
hat der Mieter für die fortlaufende Einhaltung aller geltenden 
Sicherheitslinien, insbesondere der 
Unfallverhütungsvorschriften UVV zu sorgen. 
d.) Tritt der Mieter von dem Mietvertrag zurück oder 
verweigert aus anderem Grund die Annahme der Leistung des 
Vermieters, hat der Mieter Ersatz für die entstandenen 
Aufwendungen und geminderten Möglichkeiten einer 
anderweitigen Vermietung nach den folgenden Bestimmungen 
zu zahlen. Als 100 % der geschuldeten Leistung des Mieters 
ist das gesamte Auftragsvolumen zu verstehen, das sich 
zusammensetzt aus dem Mietzins zzgl. ggf. vereinbarter 
Werklöhne und den Leistungen von durch den Vermieter 
beauftragten Sub-Unternehmen. 
e.) Alle Preise verstehen sich zzgl. der gesetzlichen 
Mehrwertsteuer. Die Berechnung der nachfolgenden Fristen 
richtet sich nach dem Termin, an dem der Mietvertrag zwischen 
den Parteien geschlossen wurde. 
f.) Der Mieter hat danach bei einem Rücktritt folgende 
Rücktrittsgebühren zu entrichten: 

1. bis 31 Tage vor Mietbeginn 20 % des Auftragsvolumens, 
2. bis 14 Tage vor Mietbeginn 50 % des Auftragsvolumens, 
3. bis 13 Tage oder weniger vor Mietbeginn 90 % des 

Auftragsvolumens, 
g.) Bei Nichtabholung der Mietsache nach Fälligkeit schuldet 
der Mieter Schadensersatz in Höhe von 90 % des 
Auftragsvolumens. Der Vermieter ist berechtigt, dem Mieter 
nach Fälligkeit eine kurze Nachfrist zu setzen und bei 
fruchtlosem Ablauf die Mietsache anderweitig zu vermieten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



14. Erfüllungsort und Gerichtsstand 
a.) Für Vollkaufleute und juristische Personen des 
öffentlichen Rechts ist Erfüllungsort und Gerichtsstand 
ausschließlich Obertshausen. Die gilt auch für Ansprüche 
aus Schecks und Wechseln sowie Mahnverfahren gem. 
§38, II ZPO. Es gilt ausschließlich deutsches Recht. 
b.) Die Anwendbarkeit der einheitlichen Gesetze über den 
internationalen Kauf beweglicher Sachen wird ausdrücklich 
ausgeschlossen. 

 
15. Verbrauchsmaterial und Handelsware 

a.) Verbrauchsmaterial und Handelsware bleibt bis zur 
vollständigen Rechnungsbegleichung Eigentum des 
Vermieters, auch wenn diese mit anderen Geräten, Teilen 
und Sachen des Mieters, Käufers vermischt bzw verbaut 
werden. Der Verkauf gebrauchter Gegenstände erfolgt 
unter Ausschluss jeglicher Gewährleistung. 

 
16. Langzeitanmietungen 

a.) Sollte der Mieter bei einer Langzeitanmietung in 
Zahlungsverzug von über 14 Tagen kommen, kann der 
Vermieter das Mietequipment zurückfordern. Sollte das 
Equipment nicht innerhalb von 3 Werktagen zurück im 
Lager des Vermieters in 63179 Obertshausen sein, wird 
das Equipment als gestohlen gemeldet und bei der Polizei 
angezeigt.  

 
Bereich Dienstleistung:  
 

17. Geltungsbereich 
Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten ab dem 
01.02.2025 für die Leistungen des Auftragnehmers Marvin 
Henrich. Abweichende Vereinbarungen bedürfen der 
Schriftform, wobei hierfür die Übermittlung per E-Mail 
ausreicht, solange der Absender in Form einer Unterschrift 
erkennbar ist. 
 

18. Vertragsart 
Alle Verträge aufgrund dieser Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen sind Werk-/Dienstverträge gemäß 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch. 
 

19. Vertrag 
Ein gegenseitiger Vertrag kommt erst durch schriftliche 
Auftragsbestätigung durch den Auftragnehmer zustande, 
auch wenn die Auftragsanbahnung fernmündlich oder per e-
mail erfolgt. Aus der Auftragsbetätigung ergibt sich der 
Leistungsumfang gemäß Leistungsbeschreibung. Sollte der 
erteilte Auftrag erweitert werden, hat dies ebenfalls schriftlich 
zu erfolgen. Bei Stornierung eines Auftrags bis 72 Stunden 
vor Arbeitsbeginn wird eine Pauschale von 50% der 
vereinbarten Tagespauschale fällig. Bei späterer Stornierung 
wird die gesamte vereinbarte Tagespauschale in Rechnung 
gestellt. 
 

20. Auftragnehmer-Pflichten 
Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die ihm erteilten Aufträge 
nach bestem Wissen und Gewissen nach den ihm bekannten 
technischen Vorgaben, Informationen und gesetzlichen 
Regeln auszuführen. Vom Auftraggeber erteilte 
Informationen jeglicher Art werden vertraulich auch über die 
Beendigung des Auftrags hinaus behandelt. Überlassene 
Unterlagen jeglicher Art werden dem Auftraggeber nach 
Erledigung des Auftrags zurückgegeben. Auch in diesem 
Zusammenhang wird Vertraulichkeit und Datenschutz 
zugesichert. 
Für die Ausführung des Auftrags notwendige Ausstattung 
(PSA, Toolkoffer mit Basis-Werkzeug und Messtechnik), 
sowie bei Erfordernis ein Auffang- und Haltevollgurt, 
Sicherungsseile und Kletterzubehör werden vom 
Auftragnehmer gestellt. 
 

21. Auftraggeber-Pflichten 
Der Auftraggeber ist verpflichtet, dem Auftragnehmer alle 
Informationen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen, die 
der Auftragnehmer für notwendig erachtet, um den Auftrag in 
vereinbartem Umfang und Zeit auszuführen. Zu nennen sind 
insbesondere: Grundrisse, technische Pläne und 
Zeichnungen, Bestuhlungspläne, Flucht- und Rettungswege, 
Bühnen- und Beleuchtungspläne, Energieanforderungen und 
Materiallisten, wobei diese Aufzählung lediglich beispielhaft 
und nicht abschließend ist. Notwendig sind weiterhin der 
Ablauf der geplanten Veranstaltung sowie die erforderlichen 
Einsatzzeiten. Sofern sich vor oder bei der 
Auftragsdurchführung ein Informationsdefizit herausstellt, 
wird dies unverzüglich dem Auftraggeber mitgeteilt. 
Den Auftraggeber trifft eine Aufklärungspflicht über 
besondere Gefahren und Risiken am Einsatzort bereits vor 
Aufnahme der Arbeiten des Auftragnehmers. Der 
Auftragnehmer haftet nicht für Material, das der Auftraggeber 
zur Verfügung stellt. Sollten Mängel vorliegen, wird der 
Auftraggeber unverzüglich informiert. 
Der Auftraggeber ist weiterhin verpflichtet, die 
Arbeitskoordination gemäß den Vorschriften der jeweiligen 
Berufsgenossenschaft sicherzustellen und dabei die 
Einhaltung der Arbeitsschutzvorschriften zu überwachen. Der 
Auftragnehmer lehnt jedwede Haftung für ihm unbekanntes 
Personal ab. Die Koordination beinhaltet insbesondere die 
Verpflichtung des Auftraggebers, verschiedene im Rahmen 
einer Veranstaltung tätige Unternehmen und deren Personal 
vor gegenseitiger Gefährdung und Behinderung zu 
bewahren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

22. Haftung 
Der Auftragnehmer haftet im Rahmen der auftragsgemäßen 
Tätigkeiten ausschließlich für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 
nach § 823 BGB. Dies gilt insbesondere für Planungs- und 
Beratungsfehler und für Schäden bei Dritten, auf die sich der 
Schutzbereich des Auftrags erstreckt. Dabei ist die Haftung 
grundsätzlich auf die Deckungssumme der 
Betriebshaftpflichtversicherung des Auftragnehmers 
beschränkt. 
Sollte der Auftragnehmer aus Gründen, die er nicht zu vertreten 
hat, den Auftrag nicht oder teilweise nicht durchführen können, 
ist der Auftraggeber zum Rücktritt berechtigt, ohne dass dadurch 
eine Schadensersatzpflicht des Auftragnehmers entsteht. 
Bei nicht Einhaltung der Vorschriften der jeweiligen 
Berufsgenossenschaft und insbesondere des ArbZG haftet der 
Auftraggeber im vollem Umfang für jeglichen Schaden. 
 

23. Leistungsbeschreibung / Leistungsnachweis 
Der Auftragnehmer teilt die Leistungsbeschreibung in der 
Auftragsbestätigung schriftlich dem Auftraggeber mit. 
Ebenfalls kann die Leistungsbeschreibung durch den 
Auftraggeber durch die schriftliche Bestätigung des 
Auftragnehmers anerkannt werden. In der nach Beendigung des 
Auftrags erstellten Rechnung wird der genaue 
Leistungsnachweis erbracht. Widerspricht der Auftraggeber 
dem Leistungsnachweis nicht binnen 5 Werktagen nach 
Rechnungszugang, ist er beweispflichtig für seine 
Beanstandungen. 
Der Auftragnehmer behält sich vor, nach Teilleistungen mit 
Nachweis Abschlagsrechnungen zu erstellen. Sollte eine 
Teilleistung bei Rücktritt des Auftraggebers (siehe unter Punkt 
6.) bereits erbracht worden sein, ist die entsprechende 
Vergütung zu entrichten. 
 

24. Vergütung 
Die Vergütung des Auftragnehmers richtet sich nach der 
Vergütungsliste gemäß Leistungsverzeichnis. 
Tagespauschalen sind auf ein Produktionstagesziel bezogen 
und beinhalten längstens 10 Stunden pro Pauschale. Es wird ab 
Anwesenheit des Auftragnehmers gerechnet. Dabei ist zu 
beachten dass ein Arbeitstag mit 8 Stunden (laut ArbZG §3) plus 
30 Minuten Ruhepause zu veranschlagen ist. Bei einer 
Arbeitszeit-Überschreitung auf 10 Stunden wird die Arbeit nach 
spätestens sechs Stunden für mind. 45 Minuten Unterbrochen. 
Um eine gesetzliche Ruhephase von 11 Stunden zu 
gewährleisten, falls die Anwesenheit des Auftragnehmers länger 
als 10 Stunden erforderlich ist, erhöht sich die Tagespauschale 
für die erste Mehrstunde um 10%. Danach wird ein 
Gefährdungszuschlag berechnet, ab der zwölften Stunde um 
30%, ab der dreizehnten Stunde um 50% und ab der 15 Stunde 
um 100% des Tagessatzes. 
Bei Showtagen kann von der Regelung abgesehen werden und 
jede Mehrstunde wird mit 10% des Tagessatzes berechnet, dies 
bedarf aber einer vorherigen Vereinbarung in Schriftform. 
Dabei ist zu beachten, dass ab der zehnten Stunde Anwesenheit 
des Auftragnehmers, jegliche Haftung ausgeschlossen wird und 
der Auftraggeber im vollem Umfang zur Verantwortung für 
jegliche Art von Schäden gezogen wird. 
Zuschläge sind für Arbeiten während der Nachtschicht in Höhe 
von 50% zu entrichten, wobei die Definition der Nachtschicht mit 
Beginn der Arbeit zwischen 16.00 und 04.00 Uhr verstanden 
wird. 
Zusätzliche Leistungen, die nicht im Leistungsverzeichnis 
enthalten sind, bedürfen der ausdrücklichen schriftlichen 
Vereinbarung mit deren Vergütung. 
Der Vergütung hinzuzurechnen ist die geltende Mehrwertsteuer. 
Auslagen seitens des Auftragnehmers für den Auftraggeber, zur 
Erfüllung des Auftrags, können in einer separaten Rechnung 
gestellt werden und sind sofort zur Zahlung fällig. Auf Auslagen 
wird eine Bearbeitungsgebühr von den 10% der Auslage 
aufgeschlagen, mindestens aber 2,50€. 
Vorbehaltlich abweichender Vereinbarung in Schriftform, beträgt 
die Zahlungsfrist sofort ab Rechnungsdatum. Die 
Zahlungserinnerung erfolgt nach 30 Tagen, die erste 
kostenpflichtige Mahnung mit Verzugszinsen in Höhe von 9% 
über dem jeweils geltenden Basiszinssatz nach 37 Tagen. Die 
2. Mahnung nach 44 Tagen enthält die Ankündigung des 
gerichtlichen Mahnverfahrens. Weiterer Verzugsschaden bleibt 
vorbehalten. 
 

25. Verpflegung 
In der Tagespauschale enthalten ist eine 30 minütige Pause bei 
8 Stunden Arbeit und mind. eine 45 minütige Pause bei 10 
Stunden Arbeit nach einer Arbeitsdauer von 6 Stunden (laut 
ArbZG §4). Mehraufwendungen für Verpflegung werden nach 
den aktuellen Pauschalbeträgen für Verpflegungsmehraufwand 
berechnet, wenn die Verpflegung nicht vom Auftraggeber 
gestellt wird. 
Dem Auftragnehmer ist rechtzeitig – spätestens einen Tag – vor 
Arbeitsbeginn mitzuteilen, ob eine Eigenverpflegung notwendig 
ist. 
 

26. Reisekosten 
Fahrkosten mit dem Auto werden mit 0,50 € pro gefahrenen 
Kilometer berechnet, mindestens aber 10€. Reisen mit der 
Deutschen Bundesbahn berechnen sich nach den Kosten für 
Fahrten 1. Kl. ohne Bahncard. Bei Benutzung sonstiger 
Verkehrsmittel werden diese nach Ticketpreis abgerechnet. 
Für Mietfahrzeuge wird ein Vollkaskoschutz mit einer möglichst 
geringen Selbstbeteiligung angestrebt. Dieser darf 500,00€ 
nicht übersteigen. 
Bei Veranstaltungen ab einer Entfernung von mehr als 50 km ab 
Obertshausen ist die Lenkzeit als vergütete Arbeitszeit mit 
einzukalkulieren. Übersteigt die gesamte Zeit 10 Stunden, wird 
Ortsnah eine Übernachtung in einem Einzelzimmer mit 4-Sterne 
Standard inkl. Frühstück wahrgenommen und in Rechnung 
gestellt. 
Reisetage werden wie Pausentage (OFF-Days) mit 50 % der 
Tagespauschale berechnet. Jedoch gelten Lenkzeiten als 
reguläre Arbeitszeit. 
 
 
 

27. Schlussbestimmungen 
Alle Änderungen, Einschränkungen, teilweise oder gesamte 
Aufhebung dieser Geschäftsbedingungen bedürfen der Textform 
zu ihrer Rechtswirksamkeit. 
Sollten einzelne Bestimmungen nach den derzeit oder künftig 
geltenden gesetzlichen Vorschriften unwirksam sein, so hat dies 
keine Wirkung auf die übrigen Klauseln. An Stelle der 
unwirksamen Vorschriften treten die entsprechenden 
gesetzlichen gemäß dem Bürgerlichen Gesetzbuch. 
 

28. Gerichtsstand ist Obertshausen. 
 

Marvin Henrich, Inhaber 


